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Echter Marathon
Der Aus- und Umbau der Fernwärme kostet viel Zeit und Geld VON KARIN BIRK

F
reiburg im Breisgau gehört zu 
den Vorreitern in Sachen 
Wärmeplanung. „Wir haben 
schon früh gemerkt, dass wir 

das Thema strategisch angehen müs-
sen“, sagt Klaus von Zahn, Leiter des 
dortigen Umweltschutzamtes. Die 
Stadt arbeite seit 2018 daran. 2035 
will sie klimaneutral sein. 

Heute zeigt der dortige Wärme-
plan, wo es Potenzial für den weite-
ren Ausbau des Fernwärmenetzes 
gibt und wo nicht. „In Gebieten, in 
denen vor allem Ein- und Zweifamili-
enhäuser stehen, rechnet sich die 
Fernwärme nicht“, sagt von Zahn. 
Anders sehe es in dichter bebauten 
Gebieten aus. Dort soll sie ausgebaut 
werden. 

Bisher werden 25 Prozent des Ener-
giebedarfs für Wärme über Fern-
wärme zur Verfügung gestellt. Bis 
2035 sollen es 50 Prozent sein. „Die 
Umstellung ist machbar, wenn auch 
mit einem hohen Finanz- und Kom-
munikationsaufwand“, fügt er hinzu. 
Parallel dazu werde die Fernwärme, 
die bisher vor allem aus Erdgas 
erzeugt wird, auf erneuerbare Ener-
gien umgestellt werden. Auch das ein 
Kraftakt.

In spätestens zwei Jahren müssen 
auch andere Großstädte in Deutsch-
land mit mehr als 100.000 Einwoh-
nern eine kommunale Wärmepla-
nung vorlegen. Ab Mitte 2028 gilt 
dies nach dem zum Jahresanfang 
2024 in Kraft getretenen Wärmepla-
nungsgesetz auch für kleinere Kom-
munen. Die Wärmepläne sollen dann 
darlegen, wie die Wärmeversorgung 
sukzessive bis 2045 auf die Nutzung 
von erneuerbaren Energien oder 
unvermeidbare Abwärme umgestellt 
werden kann.

Der Hauptgeschäftsführer des 
Deutschen Städtetages, Helmut Dedy, 
hält die Wärmepläne für Großstädte 
in der geforderten Zeit für machbar. 
Viele Städte hätten sich schon auf den 
Weg gemacht, bevor das Wärmepla-
nungsgesetz des Bundes Anfang des 
Jahres 2024 beschlossen wurde. So 
liegen beispielsweise in den Landes-
hauptstädten München oder Stutt-
gart bereits entsprechende Wärme-
pläne vor und anderswo wie etwa in 
Leipzig wird intensiv daran gearbei-
tet. 

Dabei geht es bei der Wärmeplanung 
in einem ersten Schritt um eine 
Bestandsanalyse, um eine Erfassung 
der Daten, wo, wie und wie viel 
geheizt wird. Schon in diesem Sta-
dium können Teilgebiete einer Kom-
mune direkt von einem möglichen 
Fernwärmenetz oder Wasserstoffnetz 
ausgeschlossen werden, heißt es 
beim Städtetag. Als zweiter Schritt 
folgt die Potenzialanalyse. Sie soll 
zeigen, wo Potenziale für Fernwärme 
und wo für eine dezentrale Wärme-
versorgung bestehen und wie der 
Energieverbrauch durch Effizienz-

maßnahmen gesenkt werden kann. 
In Frankfurt liegt bisher eine Kon-
zeptstudie vor. Die endgültige 
Wärmeplanung soll Ende 2025 fertig 
sein. Dabei wird an der Wärmewende 
hier wie anderswo schon längst gear-
beitet. „Das mehr als 300 Kilometer 
lange Fernwärmenetz der Mainova 
ist in den letzten 20 Jahren bereits 
um ein Drittel gewachsen“, erklärt 
der regionale Energieversorger Mai-
nova. Die Mainova-Fernwärme decke 
aktuell 25 Prozent des Wärmebedarfs 
in Frankfurt. Dieser Anteil solle wei-
ter steigen.

Flut an  
Gesetzen
Verschiedene deutsche und 
europäische Gesetze, Richtli-
nien und Verordnungen bil-
den die juristische Basis der 
Energie- und Wärmewende. 
Am wichtigsten sind der 
Green Deal der EU, das 
EU-Klimaschutzgesetz, die 
Energieeffizienz-Richtlinie 
EED, die Erneuerbare-Energi-
en-Richtlinie RED, die Ge-
bäudeenergierichtlinie 
EPBD, das Klimaschutzge-
setz, die Heizkostenverord-
nung, das Gebäudeenergie-
gesetz GEG und das Wärme-
planungsgesetz WPG

Eine weitere tragende Rolle der 
Wärmeversorgung sollen elektrische 
Wärmepumpen oder Hybridsysteme, 
wie zum Beispiel Strom-Wärmepum-
pen mit Gas- Brennwertkesseln zur 
Unterstützung an kalten Tagen, über-
nehmen. Das Gasnetz wird also wei-
ter gebraucht und sei mit moderatem 
Modernisierungsaufwand zügig für 
die Einspeisung klimaneutraler Gase 
wie Wasserstoff umrüstbar. Von ent-
scheidender Bedeutung ist auch das 
Stromnetz. Schon jetzt wird das Netz 
aufgrund des wachsenden Strombe-
darfs massiv ausgebaut. Außerdem 
müssen die bestehenden Erzeu-
gungsanlagen für die Fernwärme 
sukzessive auf erneuerbare Energien 
umgestellt werden. So soll etwa ein 
Kohlekraftwerk durch ein wasser-
stofffähiges Gaskraftwerk abgelöst 
werden und verstärkt Biomasse, 
Müll, Abwärme und Geothermie 
genutzt werden.

Das alles kostet Geld. „Mit dem 
erklärten Ziel, bis 2040 klimaneutral 
zu sein, hat der regionale Energiever-
sorger seine Investitionen in die 
Energiezukunft 2023 um mehr als ein 
Drittel auf eine halbe Milliarde Euro 
gesteigert“, heißt es bei Mainova. Für 
die weitere Energie- und Wärme-
wende sind jedoch „weitaus größere 
Investitionen“ zu stemmen, für die 
neben der Energiewirtschaft und der 
öffentlichen Hand auch privates 
Kapital erforderlich sei.

Bundesweit werden derzeit rund 15 
Prozent der Haushalte mit Fern-
wärme versorgt. Und es sollen deut-
lich mehr werden. Der Verband kom-
munaler Unternehmen (VKU) fordert 
deshalb von der Bundesregierung ein 
Umdenken: „Wer die Fernwärme aus- 
und umbauen will, muss mehr Geld 
zur Verfügung stellen“, sagte VKU- 
Haupgeschäftsführer Ingbert Lie-
bing. Die Mittel sollten auf drei Milli-
arden Euro pro Jahr bis 2035 erhöht 
werden. 

Die bisherige „Bundesförderung 
für effiziente Wärmenetze“ ist bis 
Ende des Jahres 2028 befristet und 
bis dahin mit drei Milliarden Euro 
ausgestattet. Das reiche bei weitem 
nicht aus. „Wo Wärmepumpen die 
Lösung der Wahl darstellen, müssten 
die Stromverteilnetze ausgebaut wer-
den“, forderte er weiter.

Kunden sind 
verunsichert
Energieberater dringen auf 
zuverlässigere Förderung

Energieberater machen sich Sor-
gen um den Fortschritt der  Ener-
gie- und Wärmewende. Stefan 
Bolln, Vorsitzender des GIH-Bun-
desverbands, eine Interessenver-
tretung für Energieberatende, 
sprach von einer „verworrenen 
Gemengelage“. „Der gordische 
Knoten muss durchschlagen wer-
den.“ Bolln stellt eine große Ver-
unsicherung bei Kunden und 
Unternehmen fest. 

Die Unsicherheit rührt oft 
daher, dass Verbraucher nicht wis-
sen, ob ihr Wohngebiet in abseh-
barer Zeit an ein Fernwärmenetz 
angeschlossen und dann womög-
lich sogar ein Anschluss- und 
Benutzungszwang verhängt wird. 
Ob Kommunen in Fernwärmever-
sorgungsgebieten Anschluss- und 
Benutzungszwänge erlassen kön-
nen, regeln die jeweiligen Umset-
zungsgesetze des Bundes-Wärme-
planungsgesetzes (WPG) auf 
Ebene der Bundesländer. Das WPG 
verzichtet explizit auf diese Mög-
lichkeit.
 Der Bundesverband Wärme-
pumpe hat wegen der ungeklärten 
Lage ein Rechtsgutachten in Auf-
trag gegeben. Das Gutachten habe 
klargestellt, dass die Investition in 
eine Wärmepumpe wegen ihrer 
Klimafreundlichkeit unter einem 
besonderen Schutz stehe, sagt 
Geschäftsführer Martin Sabel. 
„Wer jetzt in eine klimafreundli-
che Wärmepumpe investiert, 
kann später nicht zum Anschluss 
in ein Wärmenetz gezwungen 
werden“, fügt er hinzu.

GIH-Vorsitzender Bolln mahnte 
mehr Verlässlichkeit bei der För-
derung an: „Die Leute bewegen 
sich nur sehr langsam, weil die 
Förderung sich noch nicht voll-
ständig eingespielt hat.” Es 
bedürfe einer Verlässlichkeit bei 
den Fördertöpfen. Nach Ansicht 
der Energieberater hat die Politik 
bei der Förderung die Gebäude-
hülle vernachlässigt. „Ich muss 
den Finger in die Wunde legen: 
Leider sind Effizienzmaßnahmen 
von der Politik bisher nur benach-
teiligt gefördert worden.“ Effizi-
enzmaßnahmen seien wichtig, 
unabhängig davon, ob eine 
Wärmepumpe oder ein Wärme-
netz zum Einsatz komme.

Der Deutsche Städtetag zeigte 
sich zuversichtlich, dass zumin-
dest die Großstädte in den kom-
menden zwei Jahren ihre Wärme-
pläne fertig bekommen. Anders 
als Kommunalvertreter hält Bolln 
die Übergangsfristen für die Kom-
munen für „möglicherweise zu 
lang für Investitionsentscheidun-
gen“. „Es sickert ja langsam durch, 
dass die Wärmenetze nicht in der 
Größenordnung kommen, wie ver-
gangenes Jahr noch behauptet 
wurde.“ Er schlägt vor, Wärmepla-
nungen bereits vor der endgülti-
gen Fertigstellung zu veröffentli-
chen, damit alle Beteiligten recht-
zeitig im Bilde seien. „In dem 
Moment, in dem die Wärmepla-
nung vorliegt, herrscht mehr Klar-
heit.“ Selbst wenn ein großes Wär-
menetz nicht realisierbar sei, gebe 
es Alternativen: „Kleine Wärme-
netze, Gebäudenetze könnten eine 
Lösung sein.”

Bolln fordert mehr Umsicht in 
der Diskussion. „Was wir von allen 
Seiten brauchen: Ruhe und Auf-
klärung. Was wir nicht brauchen: 
Krakeelen und neunmalkluge Pro-
filneurose. Die Politik sollte mal 
die Füße stillhalten, sonst wird 
das nichts.“ Am grundsätzlichen 
Ziel der Wärmewende sei nicht zu 
rütteln: „Das Gebäudeenergiege-
setz erfordert den Einsatz erneu-
erbarer Energien. Der Druck zur 
Dekarbonisierung ist gerechtfer-
tigt.” Die Reduzierung der Wär-
meerzeuger sei entscheidend, um 
von fossilen Brennstoffen unab-
hängiger zu werden.  str/bir

„Die Wärmeplanung darf die Umsetzung  
bestehender Lösungen nicht behindern“
Andreas Müller vom Zentralverband Sanitär Heizung Klima über Stolperfallen innerhalb der Wärmeplanung, Gefahren durch Monopolisierung  
und Anschlusszwang sowie die Gründe der Kunden, so zögerlich in die Wärmewende zu investieren INTERVIEW: FRANK MUCK

Herr Müller, die Wärmewende ist 
eine Mammutaufgabe. Was hat 
nach Ansicht des ZVSHK in dem 
Bereich Priorität?
Oberste Priorität hat die Frage, wie 
man die Investitionsbereitschaft der 
Bürgerinnen und Bürger wecken 
kann, um letztlich in die persönliche 
Energiewende zu investieren. Wir 
merken ja gerade, dass die Zahlen in 
diesem Jahr entgegen der ganzen 
politischen Erwartungshaltung doch 
drastisch zurückgegangen sind. Vor 
kurzem hat ein weiteres Industrieun-
ternehmen Kurzarbeit angemeldet. 
Sowohl Zahlen aus der Heizungsin-
dustrie als auch eigene Erhebungen 
im Rahmen unserer Frühjahrsum-
frage zeigen, dass es doch sehr 
schleppend im Heizungs- und Moder-
nisierungsmarkt vorangeht.

Sollte man die Förderung weiter 
ausbauen?
Nein, die aktuelle Förderkulisse 
erscheint erstmal ausreichend zu 
sein. Wir haben dem Bundeswirt-
schaftsministerium empfohlen, über 
eine Motivationskampagne nachzu-
denken, nachdem ein großer Flur-
schaden durch die öffentlichen Dis-
kussionen rund um das Heizungsge-
setz angerichtet worden war. Die 
Bürgerinnen und Bürger sind total 
verunsichert und machen erstmal 
nichts. Trotz der hohen CO2- und 
Energiepreise zeigen insbesondere 
die Privatinvestoren noch nicht die 
erhoffte Bereitschaft, im großen Stil 
in erneuerbare Energien zu investie-
ren. Eine Kampagne sollte keine 
Angst schüren, sondern die Vorteile 
einer Heizungsmodernisierung in 
den Vordergrund stellen, eben durch 
mehr Effizienz, Energiekostenein-
sparung, weniger CO2-Emissionen 
und langfristige Versorgungssicher-
heit.

Heißt das, man hat zu wenig die 
positiven Aspekte der Modernisie-
rung hervorgehoben?!
Die Politik hat mit dem Gebäudeener-
giegesetz (GEG) einen ordnungs-
rechtlichen Rahmen gesteckt, der bei 
den ersten Beratungen doch sehr 
viele Zwangsmaßnahmen befürchten 
ließ oder aber die Entscheidungs-
möglichkeiten des Einzelnen doch 
sehr eingeschränkt hätte. Das Ganze 
hat in breiten Schichten der Bevölke-
rung Attentismus und Widerstand 
erzeugt. Man hätte das Gebäudeener-
giegesetz vielleicht nicht ganz so 
komplex abbilden sollen und viel-
leicht auch eher mal den Vorschlägen 
aus der Heizungsbranche in Sachen 
Technologieoffenheit folgen sollen, 
und dafür eine attraktive Förderku-
lisse zu schaffen. 

zwischen Antrag und Auszahlung 
geben. Bei vielen Privatinvestoren 
stellt die Vorfinanzierung zwischen 
Antragstellung und Auszahlung der 
Fördergelder eine weitere Hürde dar. 
Die Hausbanken tun sich schwer, für 
den Übergangszeitraum eine Zwi-
schenfinanzierung sicherzustellen. 
All diese zeitlichen und bürokrati-
schen Hemmnisse sind keine verläss-
lichen Bedingungen für 2024. Der 
Start in die Wärmewende ist mehr als 
holprig verlaufen. 

gieoffenheit. Hintergrund ist, dass im 
Rahmen der Zielsetzung herausge-
funden werden muss, welche Arten 
zu heizen je nach Wohn- oder Gewer-
begebiet ökologisch und wirtschaft-
lich am sinnvollsten sind. Alle Mög-
lichkeiten der Nutzung erneuerbarer 
Energien müssen insofern in die Pla-
nungen einfließen. Ein Automatis-
mus, beispielsweise Wärmenetzen 
von vornherein den Vorzug zu geben, 
kann fatale Folgen haben. Denn die 
zentrale Wärmeversorgung ist nicht 
automatisch ökologisch und wirt-
schaftlich, die Gebäudestrukturen in 
Neubaugebieten und im Gebäudebe-
stand sind in der Regel komplett 
unterschiedlich. Die Ergebnisse müs-
sen letztlich in die kommunalen Pla-
nungs- und Verwaltungsprozesse 
integriert werden. Am Ende muss die 
Transformation hin zur Klimaneutra-
lität für alle bezahlbar sein.

Die Wärmeplanung ist in Teilen 
vorangeschritten. Dennoch hält 
auch dieser Schritt die Kunden von 
Investitionen ab?
Die kommunale Wärmeplanung 
sollte eigentlich sehr schnell und mit 
maximaler Transparenz zur Investi-
tionssicherheit beitragen. Derzeit 
passiert in vielen Kommunen leider 
genau das Gegenteil. Die Wärme-
planung startet vielerorts deutlich zu 
spät oder ihre möglichen Ergebnisse 
werden überhöht dargestellt, und 
somit eine falsche Erwartungs-
haltung bei den Investoren erzeugt. 
Dass dabei der bundespolitisch 
gewollte Ausbau von Heizungsan-
lagen mit mindestens 65 Prozent 
erneuerbaren Energien – neben allen 
anderen Schwierigkeiten – zusätzlich 
belastet wird, wird offensichtlich in 
Kauf genommen. Investoren sind 
 verunsichert und reagieren erstmal 
abwartend. Dringend notwendige 
Investitionen werden zurückgestellt, 
zumal die Wärmeplanung ja erst in 
2026 bzw. 2028 vorgelegt werden 
soll. Insbesondere ländliche Gebiete, 
in denen frühzeitig absehbar ist – also 
bereits nach Abschluss von Phase 1 
der Bestandsaufnahme, dass keine 
leitungsgebundene Wärmeversor-

Oberste Priorität hat  
die Frage, wie man die 
Investitionsbereitschaft 
der Bürgerinnen und 
Bürger wecken kann.“
Andreas Müller
Geschäftsführer Technik
beim ZVSHK
Foto: www.christoph-papsch.de

Erfolgsmodell gewesen wäre, hätten 
wir in Deutschland ja inzwischen 
einen viel höheren Anteil haben müs-
sen. Wenn man das auf die kommen-
den 20 Jahre hochrechnet, kommt 
man auf ein Plus von 1,6 Prozent. Der 
Bundesverband Energie- und Wass-
erwirtschaft geht im Zeitraum der 
nächsten 20 Jahre von 2,2 Prozent 
Zuwachs aus. Wir legen also grob 2 
Prozent an Zubau und Umstellung der 
Wohnungsbesitzer zu grunde. Als 
weitere Hürde für die Netzbetreiber 
kommt hinzu, dass die noch mit fos-
siler Energie beheizten Netze auf 
erneuerbare Energien umgerüstet 
werden müssen. Wie ist also die wirt-
schaftliche Bereitschaft der Netzbe-
treiber, in diese alten fossilen Netze 
zu investieren, so dass am Ende das 
gewünschte regenerative Netz betrie-
ben werden kann? Zudem steht der 
Anschluss- und Benutzungszwang 
noch auf der politischen Agenda. Die 
Änderung der Vertragsbestimmun-

gen für den Anschluss an ein Fern-
wärmenetz war für diese Legislatur-
periode angekündigt, liegt aber im 
Bundeswirtschaftsministerium noch 
auf Eis. Auch die Verbraucherschüt-
zer fordern, dass Fernwärme durch 
Attraktivität überzeugen muss, nicht 
durch Intransparenz und Zwänge, 
sondern durch nachhaltige Wärme zu 
fairen Preisen und mit transparenten 
Verträgen.

Wie hoch schätzen Sie die Gefahr 
ein, dass es zu überhöhten Preisen 
kommt, weil die Anbieter ja einer-
seits hohen Investitionsbedarf 
haben und andererseits praktisch 
Monopolisten sind?
Die Frage ist doch: Was ist preiswerter 
und effizienter? Wenn der einzelne 
Bürger für sich eine Entscheidung 
trifft, seine Heizungsanlage zu 
modernisieren und die Effizienz 
selbst zu nutzen oder ein intranspa-
rentes Geschäftsmodell mit Gewinn-

erzielungsabsichten und mit der Mög-
lichkeit, sich die Wirtschaftlichkeit 
des Netzes mit jedem Preis erkaufen 
zu können, vor allem mit einem 
Anschluss- und Benutzungszwang. 

Der Plan ist ja, dass wir 100.000 
Gebäude jährlich an die Fernwärme 
anschließen. Halten Sie das für rea-
listisch?
Nein. Aus genannten Gründen wird 
es nicht funktionieren. Es wird hier 
und da ein paar neue und effiziente 
Netze, insbesondere auch Quar-
tierslösungen geben. Vieles wird 
natürlich vom Anschluss- und Benut-
zungszwang abhängen, aber die, die 
das politisch durchsetzen, müssen 
sich auf lokaler Ebene mit den Bürge-
rinnen und Bürgern auseinanderset-
zen und sie müssen ja ein transparen-
tes und nachhaltiges Angebot 
machen. Der Wärmenutzer will ja 
wissen, welchen Preis er zahlen 
muss.

Ein Teil der Wärmewende ist ja die 
Erstellung von Wärmeplänen durch 
die Kommunen. Sind Sie da als 
Fachhandwerk eigentlich einge-
bunden?
Das war eine politische Forderung 
des Handwerks und da beziehe ich 
bewusst auch alle Kollegen, die die 
Klimahandwerke vertreten, mit ein. 
Wir haben bei den Beratungen gefor-
dert, dass die Körperschaften des 
öffentlichen Rechts, dazu zählen ja 
auch die jeweiligen Innungen, in 
diese Verfahren verpflichtend einge-
bunden werden sollen, weil dort 
Fachexpertise vorhanden ist und weil 
die dort organisierten lokalen Hand-
werker nachhaltig von der Erstellung 
der kommunalen Wärmepläne 
betroffen sind. Das ist leider nicht 
ganz so gelaufen. Die planungsver-
antwortliche Stelle soll im Rahmen 
der Wärmeplanung die Öffentlichkeit 
sowie alle Behörden und Träger 
öffentlicher Belange, deren Aufga-
benbereiche durch die Wärmepla-
nung berührt werden, beteiligen. 
Informell sollen also auch die Innun-
gen und die Kollegen von den Hand-
werkskammern eingebunden wer-
den. Aber wir erleben auch, dass 
Kommunen relativ eigensinnig den 
Prozess bestreiten, ohne die lokalen 
Akteure vorab einzubinden. Damit 
sind wir nicht einverstanden. Mit 
unserer Verbändeallianz „Freie 
Wärme“, die sich schon seit Jahren 
um diese Fragestellungen zu 
Anschluss- und Benutzungszwang, 
Verbrennungsverboten oder eben 
jetzt auch mit der Wärmeplanung 
beschäftigt, bietet für die lokalen 
Akteure Unterstützung an. Eine 
wichtige Botschaft ist eben, mög-
lichst das Potenzial aller örtlichen 
regionalen Akteure zu nutzen.

Wenn die Wärmeplanung steht, 
stellt sich für viele Kunden immer 
noch die Frage nach der richtigen 
Technik? Gibt es da aus Ihrer Sicht 
ein besser oder schlechter?
Die Kommunale Wärmeplanung 
(KWP) wird als strategisches Instru-
ment gesehen, aus einer übergeord-
neten Perspektive heraus für die 
Städte und Gemeinden, die jeweili-
gen Stadtteile und Quartiere eine 
räumliche Planung für die optimale 
klimaneutrale Wärmeversorgung 
aufzustellen. Es geht nicht darum, 
sich auf bestimmte Technologien 
festzulegen, sondern um Technolo-

Die Wärme- und Energieversorgung braucht  
mehr Struktur VON FRANK HÜPERS

Wende ohne Plan

Hektisch und planlos, so 
könnte man das Vorgehen 
der Politik bei der Wärme- 

u nd E nerg iewende bisla ng 
beschreiben. Ein Hauptkritikpunkt 
ist der schleppende Netzausbau. 
Ohne die erforderlichen Verteiler-
netze wird es zum Beispiel in Neu-
baugebieten nicht gelingen, 
Wärmepumpen mit Strom aus 
erneuerbaren Energien zu betrei-
ben und gleichzeitig E-Autos zu 
laden.

Besonders wichtig ist daher die 
kommunale Wärmeplanung, die 
detailliert aufzeigt, wie die Wärme-
versorgung in einer Stadt oder 
Gemeinde künftig klimaneutral 
geregelt werden kann. Dafür soll-
ten die Bundesländer einheitliche 
Übersichten erstellen, die den 
aktuellen Stand der Wärmepla-
nung abbilden und den Marktteil-
nehmern Alternativen aufzeigen. 
Davon würden nicht nur die bera-
tenden Handwerksbetriebe im 
Bereich Gebäudesanierung, Photo-
voltaik und Heizungsbau profitie-
ren. Auch für Verbraucher bedeu-
ten trennscharfe Pläne Sicherheit 
und führen zu schnellen Investiti-
onsentscheidungen. Zwingend in 

die Wärmeplanung einf ließen 
muss auch der Umbau der beste-
henden Netzinfrastruktur: Hierbei 
sollte die Fachkompetenz der 
Handwerksbetriebe gehört und auf 
einen fairen Wettbewerb mit den 
kommunalen Versorgern geachtet 
werden.

Die Betriebe selbst brauchen 
natürlich auch Wärmeenergie, die 
bezahlbar und gegenüber anderen 
Energieträgern konkurrenzfähig ist. 
Dafür müssen sie Überschuss-
wärme kostendeckend ins Netz ein-
speisen und es als Puffer nutzen 
können. Ebenso sind Übergangslö-
sungen erforderlich, wenn in Gebie-
ten, die noch nicht an die Fernwär-
meversorgung angeschlossen sind, 
Ausfälle drohen.
frank.huepers@holzmann-medien.de

KOMMENTAR

Frank Hüpers 
stv. Chefredakteur
Foto: HWK München

Flaute bei Wärmepumpen 
Absatzzahlen für Deutschland

Rückstand im Westen 
Netzlängen der Wärmenetze in Deutschland

Angaben in %, Quelle: AGFW

Quelle: BWP, ZVSHK

Quelle: KWW Quelle: KWW

Quelle: AGFW Quelle: Umweltbundesamt

50

0
2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024

350

300

250

200

150

100 78.000 84.000 86.000
120.000

154.000

236.000

356.000

200.000

� Lu�-Wasser-Wärmepumpen � erdgekoppelte Wärmepumpen

� Prognose des ZVSHK

Wachstum bei Erneuerbaren 
Anteil erneuerbarer Energien nach Sektoren

Dominanz fossiler Energieträger 
Beheizungsstruktur des Wohnungsbestandes 
in Deutschland 2022
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Kommunale Wärmeplanung in Vorbereitung 
Wie weit die Kommunen sind

Die Mischung macht es 
Wo die Fernwärme herkommt

Personelle Engpässe 
Was die kommunale Wärmeplanung 
behindert
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Bayern
3.909 km
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4.255 km

Rheinland-
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Saarland
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� sonstige Phase 
       in Wärmeplanerstellung
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Ein Automatismus, bei-
spielsweise  Wärmenetzen 
von vornherein den 
 Vorzug zu geben, kann 
fatale Folgen haben.“ 
Andreas Müller

Aber sorgt die Unklarheit bei der 
Förderung nicht auch für eine 
abwartende Haltung?
Ja, das haben wir gegenüber den für 
die Förderung verantwortlichen Per-
sonen bereits mehrfach geäußert. Da 
ist zum einen die zeitliche Abstufung 
zwischen dem Inkrafttreten des GEG 
zum 1. Januar 2024 und der Antrag-
stellung für die Bundesförderung für 
effiziente Gebäude ab 27.  Februar 
2024 sowie der Auszahlung der Förd-
ergelder im Herbst 2024. Die Eigentü-
mer von Mehrfamilienhäusern haben 
erst seit Mitte 2024 die Möglichkeit, 
Förderanträge zu stellen. Auch hier 
wird es noch einen zeitlichen Verzug 

Die Wärmeplanung star-
tet vielerorts deutlich zu 
spät oder ihre möglichen 
Ergebnisse werden über-
höht dargestellt.“
Andreas Müller

gung zu erwarten ist, sollten vor-
dringlich als dezentrale Versorgungs-
gebiete ausgewiesen werden, um die 
marktwirtschaftliche Stabilität, 
 insbesondere die Kontinuität im regi-
onalen Heizungsmodernisierungsge-
schäft nicht zu gefährden. Die kom-
munale Wärmeplanung darf unter 
keinen Umständen die Umsetzung 
von bereits verfügbaren dezentralen 
und zentralen Lösungen behindern, 
was sie aber derzeit sehr zum Leidwe-
sen der SHK-Branche tut. 

Fürchten Sie so etwas wie eine 
Marktverschiebung, wenn Wärme-
versorgung vor allen Dingen kom-
munal erfolgt? Der SHK-Verband 
Baden-Württemberg hat sich 
jüngst deutlich dazu positioniert 
mit Blick auf regionale Energiever-
sorger.
Wir haben weniger Befürchtungen, 
wenn man sich die Entwicklung der 
Fernwärme im Wohnungsbestand 
anschaut. In einem Zeitraum von 28 
Jahren, von 1995 bis 2023, wuchs der 
Anteil der Fernwärme von 12 auf 15,2 
Prozent, also ein Anstieg von 3,2 Pro-
zent der Beheizungsstruktur über 28 
Jahre. Wenn das damals schon ein 


